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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung 
einer Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere nach den Artikeln 2, 
117, 118, 122 und 123, obliegenden Aufgaben über 
die Lage und die Entwicklung der Beschäftigung und 
der Arbeitslosigkeit unterrichtet sein. 

Die in den einzelnen Mitgliedstaaten verfügbaren 
statistischen Angaben stellen vor allem wegen der 
Unterschiede in den Rechtsvorschriften, Regelungen 
und Verwaltungspraktiken der Mitgliedstaaten, auf 
denen die betreffenden Statistiken beruhen, keine 
brauchbare Vergleichsbasis dar. 

In Anbetracht der starken Veränderungen im Be- 
reich der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit 
erscheint es notwendig, über Zahlenreihen zu ver- 
fügen, die brauchbare Vergleiche zwischen den Mit- 
gliedstaaten ermöglichen. 

Der beste Weg, sich über Umfang und Struktur 
der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit zu unter- 
richten, besteht in der Durchführung von gemein- 
schaftlichen, harmonisierten und synchronisierten 
Stichprobenerhebungen über die Arbeitskräfte. Nur 
eine Wiederholung der bereits 1968, 1969, 1970, 1971 
und 1973 durchgeführten Erhebungen im Jahre 1975 
ermöglicht es, die genannten Auskünfte zu erhalten. 

Für die zu den Europäischen Gemeinschaften neu 
beigetretenen Mitgliedstaaten ergeben sich einige 


besondere Probleme hinsichtlich ihrer Beteiligung 
an einer solchen Erhebung; dieser Situation ist ent- 
sprechend Rechnung zu tragen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Kommission führt im Frühjahr 1975 bei Haus- 
halten in allen Mitgliedstaaten eine Stichproben- 
erhebung über Arbeitskräfte durch. 


Artikel 2 

Die Erhebung erfolgt innerhalb jedes Mitgliedstaats 
durch Interview bei einer Stichprobe von Haushal- 
ten, die zum Zeitpunkt der Erhebung im Hoheitsge- 
biet dieser Staaten ansässig sind. Die Angaben wer- 
den für alle zum ausgewählten Haushalt gehören- 
den Personen ermittelt. 


Artikel 3 

Der Umfang der Stichprobe liegt zwischen jeweils 
60 000 und 100 000 Haushalten für Deutschland, 
Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich, 
zwischen jeweils 30 000 und 50 000 Haushalten für 
Belgien und die Niederlande sowie zwischen 30 000 
und 40 000 für die Republik Irland und Dänemark 
und beträgt etwa 10 000 Haushalte für Luxemburg. 

Artikel 4 

Die Grunderhebung erstreckt sich auf: 

a) persönliche Merkmale aller zum befragten Haus- 
halt gehörenden Personen; 
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b) Erwerbstätigkeit dieser Personen (Stellung im Be- 
ruf, Wirtschaftszweig, Arbeitsstunden usw.) zum 
Zeitpunkt der Erhebung und ein Jahr davor; 

c) Arbeitssuche unter Berücksichtigung von Art der 
gesuchten Tätigkeit, Gründen und Dauer der Ar- 
beitssuche. 


Artikel 5 

Im Rahmen der unter Artikel 4 beschriebenen 
Grunderhebung werden einige Zusatzfragen ge- 
stellt. Sie betreffen: 

a) die laufende Berufsausbildung in Betrieben, Fach- 
instituten, Ausbildungszentren usw. Befragt wer- 
den alle Personen im Alter von 14 bis 65 Jahren, 
die Mitglied eines der für die Stichprobe gemäß 
Artikel 3 ausgewählten Haushalts sind; 

b) die Arbeitsbedingungen (Entfernung zwischen 
Wohn- und Arbeitsort, benützte Verkehrsmittel, 
Schichtarbeit, Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit 
usw.). Diese Fragen betreffen alle Personen über 
14 Jahre, die eine hauptberufliche Erwerbstätig- 
keit zum Zeitpunkt der Erhebung haben und 
Mitglied eines der für die Stichprobe gemäß Arti- 
kel 3 ausgewählten Haushalts sind. 


Artikel 6 

Die Auskünfte werden von den Statistischen Ämtern 
der Mitgliedstaaten auf der Grundlage eines Frage- 
bogens eingeholt, den die Kommission unter Mit- 
wirkung der genannten Ämter ausarbeitet. 

Die Kommission legt unter Mitwirkung der Statisti- 
schen Ämter, die technischen Einzelheiten der Er- 
hebung (Grunderhebung und Zusatzfragen), insbe- 
sondere den Stichprobenplan, fest. Sie bestimmt fer- 
ner in der gleichen Weise den Zeitpunkt für Beginn 
und Abschluß der Erhebung sowie die Frist für die 
Beantwortung der Fragebogen. 


Artikel 7 

Die Statistischen Ämter der Mitgliedstaaten über- 
prüfen die erhaltenen Antworten. Sie übermitteln 
der Kommission die Ergebnisse der Erhebung für 
jede befragte Person in anonymer Form. 

Artikels 

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelaus- 
künfte dürfen nur für statistische Zwecke verwen- 
det werden. Ihre Verwendung für andere, insbe- 
sondere steuerliche Zwecke und ihre Weitergabe an 
Dritte sind untersagt. 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, 

a) um sicherzustellen, daß die gewünschten Aus- 
künfte wahrheitsgemäß, vollständig und fristge- 
recht erteilt werden, 

b) um alle Verstöße gegen die Geheimhaltungs- 
pflicht nach Absatz 1 zu ahnden. 

Artikel 9 

Um den Schwierigkeiten Rechnung zu tragen, vor 
die sich die neuen Mitgliedstaaten, die zum ersten 
Mal an den gemeinsamen Stichprobenerhebungen 
über Arbeitskräfte teilnehmen, gestellt sehen, kön- 
nen die technischen Modalitäten der Artikel 1 bis 3 
den besonderen Gegebenheiten angepaßt werden 
und im Einvernehmen zwischen diesen Staaten und 
der Kommission festgelegt werden. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten erhalten für diese Erhebung 
eine Pauschalzahlung, die je nach der Zahl der be- 
fragten Haushalte festgelegt wird. Diese Kosten 
gehen zu Lasten der im Haushaltsplan der Euro- 
päischen Gemeinschaften für diesen Zweck bereitge- 
stellten Mittel. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 9. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 ~ E - Ar 1 1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 8. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 


2 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 2609 


Begründung 


Am 19. Oktober 1971 hat der Rat der Sozialminister 
bei der Annahme des Sozialstatistischen Programms 
(Dok. Nr. R 1220/3/71 - SOG 125, rev. 3) die Kom- 
mission aufgefordert, einen Plan aufzustellen zur 
Erstellung von statistischen Unterlagen, die geeig- 
net sind, zu einer besseren Kenntnis der Arbeits- 
märkte und ihrer Entwicklung zu verhelfen. Gleich- 
zeitig wurde beschlossen, 1973 und 1975 unter Teil- 
nahme aller sechs Mitgliedstaaten eine Stichproben- 
erhebung über Arbeitskräfte durchzuführen. 

Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte, wie sie 
bereits 1960 und von 1968 bis 1971 sowie 1973 durch- 
geführt wurden, sind in der derzeitigen Lage ein 
geeignetes Mittel der Kommission, die Erfüllung 
der ihr nach dem Vertrag von Rom, insbesondere 
nach Artikel 2, 117, 118, 122 und 123, obliegenden 
Aufgaben zu ermöglichen. Sie benötigt dafür zuver- 
lässige und vergleichbare Angaben für alle Mit- 
gliedstaaten über Niveau und Entwicklung der Be- 
schäftigung und der Arbeitslosigkeit. 

Obwohl in allen Ländern Statistiken über Beschäf- 
tigung und Arbeitslosigkeit vorliegen, hat es sich 
bei vielen Gelegenheiten - insbesondere bei der 
Prüfung durch den Rat der periodischen Berichte der 
Kommission über die Entwicklung der sozialen Lage 
und über die Probleme der Arbeitsmarktlage - ge- 
zeigt, daß ein Vergleich der nationalen Zahlenreihen 
nur selten möglich ist, da diese keine einheitlichen 
methodischen Grundlagen haben und auf verschie- 
denen Definitionen und Berichtszeiträumen für die 
einzelnen Länder beruhen. Unterschiedliche Gesetz- 
gebungen verhindern bei der Arbeitslosigkeit jeg- 
lichen Vergleich des Niveaus. Darüber hinaus kön- 
nen bestimmte Vorgänge nicht analysiert werden, 
da Angaben hierüber für manche Länder fehlen. 

Die nach einheitlichen Methoden und Definitionen 
aufbereiteten Ergebnisse gemeinsamer Stichproben- 
erhebungen erlauben es, nicht nur die allgemeinen 
Probleme der Struktur und der Entwicklung von Be- 
schäftigung ufid Arbeitslosigkeit besser zu kennen, 
sondern auch spezielle Probleme zu behandeln, 
denen der Rat und andere Organe der Gemeinschaft 
Priorität gegeben haben. 

Die Ergebnisse der Erhebungen von 1968 bis 1970 
erbrachten zum ersten Mal eine in sich kohärente 
Dokumentation über Beschäftigung und Arbeitslosig- 
keit für die Gemeinschaft insgesamt, die Mitglied- 
staaten und ihrer Regionen. Diese Ergebnisse dien- 
ten als Basis für Berichte über Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit von Jugendlichen, über die Erwerbs- 
tätigkeit der Frau usw. 

Im Bereich der Vorausschätzungen von Bevölkerung 
und Erwerbspersonen bildet die Berechnung von ver- 
gleichbaren altersspezifischen Erwerbsquoten, unter- 
gliedert nach Geschlecht und für die Frauen auch 
nach Familienstand, eine wesentliche Verbesserung 
für die Arbeiten auf Ebene der Gemeinschaft. 


Die genannten Beispiele von Untersuchungen, die 
mit Hilfe der Ergebnisse der gemeinsamen Stichpro- 
benerhebung durchgeführt wurden, sind selbstver- 
ständlich nur ein kleiner Teil dessen, was anhand 
von Statistiken auf Grund einheitlicher Normen er- 
arbeitet werden kann. 

Die Erhebung 1973, die gemäß Verordnung (EWG) 
Nr. 2723/72 des Rates vom 19. Dezember 1972 zur 
Durchführung einer Stichprobenerhebung über Ar- 
beitskräfte in den sechs alten Mitgliedstaaten und 
dem Vereinigten Königreich vorgenommen wurde, 
soll es darüber hinaus erlauben, durch eine genauere 
Abgrenzung der Fragestellung über Erwerbstätigkeit 
und Arbeitssuche dem Wunsch des Rates nach einer 
besseren Kenntnis der Arbeitskraftreserven zu er- 
füllen. Diese Erhebung wird ferner, dank der Einfüh- 
rung von retrospektiven Fragen über die Erwerbs- 
tätigkeit ein Jahr vor der Erhebung, eine Vertiefung 
der Untersuchungen über berufliche und sektorielle 
Mobilität unter Berücksichtigung regionaler Aspekte 
ermöglichen. 

Gleichzeitig mit der Grunderhebung wurde 1973 
in den sechs alten Mitgliedstaaten eine Zusatzerhe- 
bung über allgemeine und berufliche Bildung durch- 
geführt. Diese betraf sowohl die erhaltene wie die 
noch laufende Ausbildung, sei es im Rahmen des 
Schulsystems oder außerhalb. Auch hiermit wird den 
in der Resolution des Rates in sozialen Angelegen- 
heiten wie in Fragen des Erziehungswesens ausge- 
drückten Wünschen entsprochen werden können. 

Für die Erhebung 1975 ist im Einvernehmen mit den 
Sachverständigen der neun Mitgliedstaaten folgen- 
des vorgesehen: 

1. die Grunderhebung wird gegenüber derjenigen 
von 1973 im Grundsatz nicht verändert; 

2. der Grunderhebung werden einige Zusatzfragen 
über die laufende Berufsausbildung und die Ar- 
beitsbedingungen angefügt. 

Damit garantiert die Erhebung 1975 die Kontinuität 
und die Entwicklung einer Gesamtheit von statisti- 
schen Informationen, die von den verschiedenen 
Gemeinschaftsinstanzen gefordert werden. 

Wie in Artikel 10 dieses Verordnungsentwurfs vor- 
gesehen, erhalten die Mitgliedstaaten für die Durch- 
führung dieser Erhebung eine Pauschalzahlung, die 
aufgrund der Zahl der befragten Haushalte fest- 
gelegt wird. Diese Kosten gehen zu Lasten des 
Haushalts der Europäischen Gemeinschaften. Auf 
Basis der bisher für derartige Erhebungen gewähr- 
ten Kredite und unter Berücksichtigung der Zahl der 
zu befragenden Haushalte können die Kosten der 
Grunderhebung einschließlich einiger Zusatzfragen 
auf 1 500 000 Rechnungseinheiten geschätzt werden. 
Dieser Betrag enthält die Pauschalzahlung je befrag- 
tem Haushalt sowie die Kosten für die gemeinschaft- 
liche Aufbereitung. 
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